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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Vogei (Ennepetai), Dr. Miitner, 
Erhard (Bad Schwaibach), Dr. Wörner und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2431 - 

betr. DKP-Kommunisten ais Geheimnisträger in der Bundeswehr 


Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
20. August 1974 die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Trifft es zu, daß dem Truppendienstgericht von dem am Ver- 
fahren beteiligten Beauftragten der Bundeswehr keine Angaben 
über die verfassungsfeindliche Zielsetzung der DKP gemacht 
worden sind? 

2, Wenn die Frage 1 bejaht wird, was waren die Ursachen dafür, 
daß eine Darlegung der verfassungsfeindlichen Zielsetzung der 
DKP im Verfahren vor dem Truppendienstgericht unterblieben 
ist? 

Der Beschluß der 3, Kammer des Truppendienstgerichts Mitte 
vom 12. Februar 1974 beendete ein Verfahren, dem ein Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung nach den Vorschriften der Wehr- 
beschwerdeordnung zugrunde lag. Gerichtliche Antragsverfah- 
ren nach der Wehrbeschwerdeordnung sind keine Parteiver- 
fahren. Verfahrensbeteiligter ist allein der Soldat, der den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt hat. Einen Beauf- 
tragten der Bundeswehr, der Angaben über verfassungsfeind- 
liche Zielsetzungen der DKP hätte machen können, konnte es 
in diesem Verfahren daher nicht geben. 

Die von der Wehrbeschwerdeordnung vorgeschriebene Stel- 
lungnahme des zuständigen Vorgesetzten zum Antrag auf ge- 
richtliche Entscheidung beschränkte sich auf die Angabe der 
Gründe, die der Truppe ausschlaggebend für den Entzug der 
Ermächtigung waren, nämlich die Mitteilung des Militärischen 
Abschirmdienstes über die Mitgliedschaft des Beschwerdefüh- 
rers in der DKP und die Bestimmungen der Zentralen Dienst- 
vorschrift 2/30 „Sicherheit in der Bundeswehr". Beides lag dem 
Truppendienstgericht vor. Bei dem sehr ausführlich gehaltenen 
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Bescheid über die weitere Beschwerde bestand für den Vorge- 
setzten im Rahmen seiner Stellungnahme zum Antrag auf ge- 
richtliche Entscheidung kein zwingender Anlaß, gegenüber dem 
Truppendienstgericht die verfassungsfeindliche Zielsetzung der 
DKP darzulegen. 


3. Trifft die aus der Formulierung des Beschlusses, ein Gegen- 
satz der DKP zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
sei nicht gerichtsbekannt, sich ergebende Folgerung zu, daß die 
Truppendienstgerichte über die von der Bundesregierung u. a. 
auf wiederholte Anfragen im Bundestag getroffene Feststellung, 
die DKP verfolge verfassungsfeindliche Ziele, von der zustän- 
digen Stelle der Bundeswehr nicht unterrichtet wurden? 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat bisher von einer 
Unterrichtung der Truppendienstgerichte über die verfassungs- 
feindlichen Ziele der DKP abgesehen. Es hat sich hierbei von 
der Überlegung leiten lassen, daß es die Achtung vor der ver- 
fassungsrechtlich gesicherten Unabhängigkeit des Richters ge- 
biete, auch nur den Anschein zu vermeiden, auf die richterliche 
Meinungsbildung Einfluß zu nehmen. 

Bei der rechtspolitischen Entscheidungsreife des Problems der 
Beschäftigung und Einstellung von Mitgliedern radikaler Par- 
teien im öffentlichen Dienst und damit der Frage nach der ver- 
fassungskonformen Einstellung der durch sie repräsentierten 
politischen Parteien konnte das Bundesministerium der Ver- 
teidigung eine gezielte Information der Truppendienstgerichte 
auch sachlich für entbehrlich halten. Denn die Pflicht zur Ver- 
fassungstreue von Mitgliedern radikaler Parteien ist publi- 
zistisch, wissenschaftlich und durch die Rechtsprechung in einem 
Umfang aufbereitet worden, daß eine Informationslücke auch 
über die politischen Absichten dieser Parteien nicht bestehen 
konnte. 

Die Feststellung des Truppendienstgerichts, ein Gegensatz der 
DKP zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung sei nicht 
gerichtsbekannt, ist angesichts des öffentlichen Informations- 
angebotes von der Bundesregierung nicht nachzuvollziehen. Die 
richterliche Unabhängigkeit verwehrt der Bundesregierung 
überdies die Frage, ob das Truppendienst gericht mit Hilfe der 
ihm von Amts wegen obliegenden Aufklärungspflicht zu einem 
anderen Ergebnis hätte gelangen können. 


4. Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um sicherzu- 
stellen, daß ähnliche Informationslücken über verfassungsfeind- 
liche Bestrebungen im Bereich der Wehrgerichtsbarkeit künftig 
ausgeschlossen sind? 

Ungeachtet der Feststellung, daß eine Informationslüdce nicht 
gesehen wird, nimmt das Bundesministerium der Verteidigung 
die Entscheidung des Truppendienstgerichts zum Anlaß, mit 
den Richtern der Truppendienstgerichtsbarkeit die Hingabe von 
Informationen über verfassungsfeindliche Zielsetzungen radika- 
ler Parteien auf die Vereinbarkeit mit dem Grundsatz richter- 
licher Unabhängigkeit alsbald zu prüfen. 
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